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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 2 U 42/03 B 

 

 

 
................................................................................................................., 
 
 

Kläger, Beschwerdeführer 
und Antragsteller, 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik, 
Gustav-Heinemann-Ufer 130, 50968 Köln, 
 

Beklagte, Beschwerdegegnerin 
und Antragsgegnerin. 

 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. April 2003 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B u r c h a r d t   sowie die Richter   M ü t z e    

und   B e c k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Beschluss des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 15. Januar 

2003 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abge-

lehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorstehend ge-

nannten Beschluss wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem vorbezeichneten Beschluss des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz hat der Kläger durch seinen früheren Prozessbevollmäch-

tigten zwar form- und fristgerecht Beschwerde eingelegt, das Rechtsmittel bisher aber 

nicht begründet; der Prozessbevollmächtigte hat vielmehr mit Schreiben vom 25. März 

2003 mitgeteilt, dass er die Vertretung niedergelegt habe. Mit Schreiben vom 26. März 

2003, das am 28. März 2003 beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangen ist, hat der 

Kläger die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und sinngemäß die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts beantragt. Diesem Schreiben war eine Erklärung über seine persönlichen 

und wirtschaftlichen Verhältnisse nicht beigefügt. 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen.  

Nach § 73a des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) iVm § 114 der Zivilprozessordnung (ZPO) 

kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe be-

willigt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg 

bietet. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers 

bietet keine Aussicht auf Erfolg. Sie ist unzulässig, weil sie nicht innerhalb der am 7. April 

2003 (5./6. April = Samstag/Sonntag) abgelaufenen Begründungsfrist durch einen zuge-

lassenen Prozessbevollmächtigten (vgl § 166 SGG) begründet worden ist. Die Begrün-

dung durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten könnte auch nicht mehr nach-

geholt werden, weil dem Kläger Wiedereinsetzung wegen Versäumnis der Begründungs-

frist nicht gewährt werden könnte. Er ist nicht ohne Verschulden an der Einhaltung dieser 

Frist gehindert gewesen (§ 67 Abs 1 SGG). Ein Beschwerdeführer ist im Falle des Un-

vermögens zur Bestreitung der Kosten der Prozessführung nur dann ohne sein Verschul-

den an der Einhaltung der Beschwerdefrist gehindert, wenn er innerhalb dieser Frist so-

wohl das Prozesskostenhilfegesuch als auch die auf dem vorgeschriebenen Vordruck ab-

zugebende Erklärung über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse in der ge-

setzlich vorgeschriebenen Form (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 117 Abs 2 und 4 ZPO) einge-

reicht hat (BSG SozR 1750 § 117 Nr 1, 3 und 4; BGH VersR 1981, 884; BFH NV 1989, 

802; BVerfG SozR 1750 § 117 Nr 2 und 6). Entsprechendes muss gelten, wenn die Nicht-

zulassungsbeschwerde zwar fristgerecht durch einen zugelassenen Prozessbevollmäch-

tigten eingelegt worden ist, dieser jedoch vor Ablauf der Begründungsfrist die Vertretung 

des Beschwerdeführers niedergelegt hat. In diesem Falle ist der Beschwerdeführer nur 

dann ohne sein Verschulden an der Einhaltung der Begründungsfrist gehindert, wenn er 

bis zu deren Ablauf den Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe gestellt und die auf 

dem vorgeschriebenen Vordruck abgegebene Erklärung über seine persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse eingereicht hat, sofern er daran nicht ebenfalls ohne Ver-

schulden gehindert gewesen ist (BSG Beschluss vom 6. Juni 1989 - 1 BA 33/89 -).  
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Der Kläger hat zwar innerhalb der am 7. April 2003 abgelaufenen Frist zur Begründung 

der Nichtzulassungsbeschwerde die Bewilligung von Prozesskostenhilfe beantragt. Die 

auf dem vorgeschriebenen Vordruck abzugebende Erklärung über seine persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse hat er hingegen nicht innerhalb dieser Frist vorgelegt, ohne 

dass dafür ein ausreichender Entschuldigungsgrund ersichtlich wäre. Der amtliche Vor-

druck ist dem Kläger mit Schreiben des Senats vom 31. März 2003 übersandt worden. 

Die rechtzeitige Vorlage des Vordrucks konnte nicht etwa deswegen unterbleiben, weil 

der Kläger mit Schreiben vom 2. April 2003 einen Bescheid des Sozialamts H.           über 

die Gewährung einmaliger Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz vorgelegt hat. 

Die Verwendung des Vordrucks soll das Gericht in die Lage versetzen, sich aufgrund der 

gemachten Angaben und vorgelegten Belege eine ausreichende Gewissheit über die per-

sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Ein-

kommen und Lasten, Bestehen oder Nichtbestehen einer Rechtsschutzversicherung) zu 

verschaffen. Dazu bedarf es aber Erklärungen, welche in dem Vordruck gefordert werden, 

einschließlich der Versicherung über die Vollständigkeit und Richtigkeit der gemachten 

Angaben (vgl § 117 Abs 3 ZPO iVm PKHVV, BSG SozR 1750 § 117 Nr 1 und 3). 

 

Da dem Kläger keine Prozesskostenhilfe zusteht, war auch der Antrag auf Beiordnung 

eines Rechtsanwalts abzulehnen. 

 

Die vom Kläger eingelegte Beschwerde kann ebenfalls keinen Erfolg haben. Nach § 160a 

Abs 2 Satz 1 SGG hätte die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision inner-

halb der am 7. April 2003 abgelaufenen Begründungsfrist durch einen beim BSG zugelas-

senen Prozessbevollmächtigten begründet werden müssen. Da dies nicht geschehen ist, 

muss das Rechtsmittel als unzulässig verworfen werden (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 

iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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